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Artikel XVII 

Beilegung von Streitigkeiten

A. Jede Frage oder Streitigkeit betreffend die Auslegung 
oder Anwendung dieses Statuts, die nicht auf dem Ver­
handlungswege beigelegt worden ist, wird dem Interna­
tionalen Gerichtshof in Übereinstimmung mit dessen 
Statut unterbreitet, sofern sich die betreffenden Parteien 
nicht über eine andere Art der Beilegung einigen.

B. Vorbehaltlich der Ermächtigung durch die Vollversamm­
lung der Vereinten Nationen sind die Generalkonferenz 
und der Gouverneursrat unabhängig voneinander befugt, 
den Internationalen Gerichtshof um ein Gutachten über 
jede Rechtsfrage zu ersuchen, die sich im Rahmen der 
Tätigkeit der Organisation ergibt.

Artikel XVIII 

Abänderungen und Austritt

A. Abänderungen dieses Statuts können von jedem Mitglied 
vorgeschlagen werden. Beglaubigte Abschriften des Textes 
eines Abänderungsvorschlages werden vom Generaldirek­
tor angefertigt und allen Mitgliedern spätestens 90 Tage 
vor der Behandlung des Vorschlages in der Generalkon­
ferenz zugestellt.

B. Die Frage einer allgemeinen Revision der Bestimmungen 
dieses Statuts wird auf die- Tagesordnung der fünften 
nach Inkrafttreten dieses Statuts stattfindenden Jahres­
tagung der Generalkonferenz gesetzt. Bei Zustimmung 
einer Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Mit­
glieder findet die Revision auf der darauffolgenden Ge­
neralkonferenz statt. In der Folge können der General­
konferenz Vorschläge bezüglich einer allgemeinen 
Revision dieses Statuts nach dem gleichen Verfahren zur 
Entscheidung vorgelegt werden.

C. Abänderungen des Statuts treten für alle Mitglieder in 
Kraft, sobald sie

-(i) von der Generalkonferenz nach Prüfung der vom 
Gouverneursrat zu jeder vorgeschlagenen Abänderung 
vorgebrachten Bemerkungen mit Zweidrittelmehrheit 
der anwesenden und abstimmenden Mitglieder ge­
billigt und

(ii) von zwei Dritteln aller Mitglieder in Übereinstim­
mung mit deren verfassungsmäßigen Verfahren an­
genommen worden sind. Die Annahme durch ein Mit­
glied erfolgt durch Hinterlegung einer Annahme- 
Urkunde bei der in Artikel XXI Absatz C angeführ­
ten Depositarregierung.

D. Ein Mitglied kann jederzeit nach Ablauf von 5 Jahren, 
nachdem dieses Statut gemäß Artikel XXI Absatz E in 
Kraft getreten ist, sowie jederzeit, wenn es eine Abände­
rung dieses Statuts nicht annehmen will, aus der Organi­
sation austreten, indem es eine entsprechende schriftliche 
Mitteilung an die in Artikel XXI Absatz C erwähnte 
Depositarregierung richtet, die sofort den Gouverneursrat 
und sämtliche Mitglieder benachrichtigt.

E. Der Austritt eines Mitgliedes aus der Organisation be­
rührt weder seine vertraglichen Verpflichtungen aus Arti­
kel XI noch seine Verpflichtungen aus dem Budget für 
das Jahr seines Austrittes.

Artikel XIX 

Zeitweiliger Entzug von Rechten

A. Ein Mitglied der Organisation, das mit der Zahlung seiner 
finanziellen Beiträge an die Organisation im Rückstand 
ist, hat kein Stimmrecht in der Organisation, wenn der 
Rückstand den Betrag der von ihm für die vorangegange­

nen zwei Jahre geschuldeten Beiträge erreicht oder über­
steigt. Die Generalkonferenz kann diesem Mitglied jedoch 
gestatten, das Stimmrecht auszuüben, wenn sie der Über­
zeugung ist, daß der Zahlungsverzug auf Umstände zu­
rückzuführen ist, auf die das Mitglied keinen Einfluß hat.

B. Einem Mitglied, das die Bestimmungen dieses Statuts oder 
eine gemäß diesem Statut von ihm geschlossene Verein­
barung ständig verletzt, kann durch einen auf Empfeh­
lung des Gouverneursrates von der Generalkonferenz mit 
Zweidrittelmehrheit der anwesenden und abstimmenden 
Mitglieder gefaßten Beschluß die Ausübung seiner ihm 
aus der Mitgliedschaft zustehenden Rechte zeitweilig ent­
zogen werden.

Artikel XX 

Definitionen

Im Sinne dieses Statuts bedeutet der Ausdruck

1. „besonderes spaltbares Material“: Plutonium 239; Uran 
233; mit den Isotopen 235 oder 233 angereichertes Uran; 
jedes Material, das eines oder mehrere der erwähnten 
Isotope enthält, und alles sonstige, von Zeit zu Zeit vom 
Gouverneursrat bezeichnete spaltbare Material; der Aus­
druck „besonderes spaltbares Material“ schließt jedoch 
Ausgangsmaterial nicht ein;

2. „mit den Isotopen 235 oder 233 angereichertes Uran“: 
Uran, das die Isotope 235 oder 233 oder beide in einer 
solchen Menge enthält, daß das Häufigkeitsverhältnis der 
Summe dieser Isotope zum Isotop 238 höher liegt als das 
in der Natur vorkommende Verhältnis des Isotops 235 
zum Isotop 238;

3. „Ausgangsmaterial“: Uran, das die in der Natur vor­
kommende Isotopen-Mischung enthält; Uran, dessen Ge­
halt an Isotop 235 unter dem normalen liegt; Thorium; 
jeden der obenerwähnten Stoffe in Form von Metall, 
Legierung, chemischer Verbindung oder Konzentrat; alles 
sonstige Material, das einen oder mehrere der oben­
erwähnten Stoffe in einer vom Gouverneursrat von Zeit 
zu Zeit zu bestimmenden Konzentration enthält, sowie 
jedes sonstige von Zeit zu Zeit vom Gouverneursrat be­
zeichnete Material.

Artikel XXI 

Unterzeichnung, Annahme und Inkrafttreten

A. Dieses Statut liegt für alle Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen oder einer ihrer Spezialorganisationen vom 
26. Oktober 1956 an für einen Zeitraum von 90 Tagen zur 
Unterzeichnung auf.

B. Die Unterzeichnerstaaten werden durch - Hinterlegung 
einer Ratifikationsurkunde Vertragsparteien dieses Statuts.

C. Die Ratifikationsurkunden der Unterzeichnerstaaten und 
die Annahmeurkunden der Staaten, deren Mitgliedschaft 
gemäß Artikel IV Absatz В dieses Statuts gebilligt wurde, 
werden bei der Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika hinterlegt, die hiermit zur Depositärregierung 
bestimmt wird.

D. Die Ratifikation oder Annahme dieses Statuts erfolgt in 
jedem Staat entsprechend seinen verfassungsmäßigen Ver­
fahren.

E. Dieses Statut tritt mit Ausnahme des Anhanges in Kraft, 
sobald 18 Staaten Ratifikationsurkunden gemäß Absatz В 
dieses Artikels hinterlegt haben, vorausgesetzt, daß sich 
unter diesen 18 Staaten mindestens drei der folgenden 
befinden: Frankreich, Kanada, die Union, der Sozialisti­
schen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Königreich von


